
   

editorial 

 

Der Welthandel kommt durch die sprunghafte Zollpoli-

tik des mächtigen Mannes im Weißen Haus nicht zur 

Ruhe: Seit ein paar Tagen gilt offensichtlich ein welt-

weiter Einheitszoll für Waren in die USA von 15%; was 

morgen für einzelne Staaten gilt, liegt in den Sternen. 

 

In der Bundesrepublik ist weder der „Herbst der Refor-

men“ 2025 noch der „Winter der Reformen“ im ersten 

Quartal 2026 beim Bürger angekommen: So etwas kann 

man ja nur mit dem „deutschen Michel“ machen . . .  

 

Ein für viele Bürger besorgniserregendes Thema sind 

die hohen Mieten: Vor allem die links-grünen Politiker 

fordern jetzt in den Landtagswahlen eine radikale Ab-

senkung der Mieten. Es war aber auch eine links-grüne 

Politik, die die Mieten ins Unbezahlbare hochschnellen 

ließen: Den etwa 5 (fünf) Millionen Bürgergeldempfän-

ger wird die volle Miete vom deutschen Sozialstaat er-

stattet: Verantwortungsvolle Politik geht anders! 

 

Martina Kempf    Herbert Karl 
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VAdM – Kurier 

73. Ausgabe: Februar 2026 
Vertriebene, Aussiedler und deutsche Minderheiten in der AfD — VAdM e. V. 

Herzlich willkommen zur 

73. Ausgabe unseres  

„VAdM-Kuriers“  

Februar 2026 

 

(Frühlingserwachen) 

 

Ja es umgibt uns eine neue Welt! 
Der Schatten dieser immergrünen Bäume 

Wird schon erfreulich. Schon erquickt uns wieder 

Das Rauschen dieser Brunnen, schwankend wiegen 

Im Morgenwinde sich die jungen Zweige. 

Die Blumen von den Beeten schauen uns 

Mit ihren Kinderaugen freundlich an. 

Der Gärtner deckt getrost das Winterhaus 
Schon der Citronen und Orangen ab, 

Der blaue Himmel ruhet über uns, 

Und an dem Horizonte löst der Schnee 

Der fernen Berge sich in leisen Duft. 

 

Johann Wolfgang von Goethe  
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Aktualität 

 

Bill Gates in den Epstein-Files: 20 Jahre Pandemie-Planung 

ByDavid Berger 

6. Februar 2026 

 

Bill Gates ist ohne Zweifel eine der Hauptpersonen in den Ep-
stein-Files. Wenn auch derzeit eine Geschlechtskrankheit im 

Mittelpunkt steht, die er sich eventuell bei einem Besuch auf 

Epsteins Kriminellen-Insel geholt hat, scheint viel spannender, 

was die neuen Epstein-Dokumente über Macht, Geld und glo-

bale Gesundheit offenlegen. Bittel-TV hat einen investigativen 
Blick auf interne E-Mails, Finanzkonstrukte und Netzwerke 

geworfen– und auf die Frage, wie nah Vorsorge und Profit 

aneinandergerückt sind. 

 

Als Ende 2025 Millionen Seiten aus dem Umfeld des verurteilten Sexualstraftäters Jeffrey Epstein veröffentlicht wurden, richtete 

sich der öffentliche Fokus zunächst auf Namen, Kontakte und moralische Verfehlungen. Ein Teil der Dokumente (Bild oben: Screens-
hot) wirft jedoch eine andere, strukturelle Frage auf: Wurden Pandemien über Jahre hinweg nicht nur als Gesundheitsrisiko, son-

dern auch als plan- und investierbare Kategorie behandelt? 

 

Ein Forschungsbericht, der sich auf interne E-Mails, Textnachrichten, Briefings und Finanzunterlagen aus den Jahren 2011 bis 2019 

stützt, zeichnet das Bild einer lange vor COVID-19 aufgebauten Infrastruktur, in der globale Gesundheit, Pseudo-Philanthropie und 

Finanzmärkte eng miteinander verflochten sind. Der Bericht erhebt keinen Anspruch, den Ausbruch von COVID-19 zu erklären oder 
zu verursachen. Sein Gegenstand ist nüchterner – und für manche unbequemer: Was war bereits da, bevor die Krise kam? 

 

Impfstoffe als Investitionsnarrativ 

Zentral sind interne E-Mails aus dem Umfeld von J. P. Morgan aus dem Jahr 2011. Darin wird ein sogenannter donor-advised fund 

(DAF) diskutiert – ein legales, steuerbegünstigtes Spendenvehikel, das Großspendern Einfluß auf die Verwendung ihrer Mittel läßt. 

In der Korrespondenz taucht Jeffrey Epstein als Berater auf. Er empfiehlt, Impfstoffe ausdrücklich als Kernbotschaft zu plazieren und 
Strukturen mit Offshore-Flexibilität aufzusetzen. In den Dokumenten ist von „zusätzlichem Geld für Impfstoffe“ und von Milliarden-

summen die Rede, die sich innerhalb weniger Jahre mobilisieren ließen.  

 

Solche Fonds sind nicht illegal. Kritisch wird es dort, wo sie laut den Unterlagen auf unbegrenzte Laufzeit, Renditeorientierung und 

minimale öffentliche Kontrolle ausgelegt sind. Der Bericht spricht von einer Grauzone, in der Philanthropie, Finanzengineering und 

politischer Einfluß kaum noch zu trennen seien. 
 

Krise als Assetklasse 

Ein weiteres Dokument der Gates Foundation aus dem Jahr 2013 beschreibt den Global Health Investment Fund als ersten Fonds, 

der gezielt in Medikamente und Impfstoffe für die globale Gesundheit investiert. Das Risiko für private Investoren wurde dabei er-

heblich reduziert: Stiftungen und öffentliche Partner garantierten einen Großteil des eingesetzten Kapitals. Verluste würden soziali-

siert, Gewinne privatisiert – so die zugespitzte Analyse des Berichts. 
 

Parallel dazu entstanden Rückversicherungsprodukte, die bei formalen Pandemie-Erklärungen automatisch auszahlten. Die Welt-

bank emittierte schon 2017 sogenannte Pandemie-Anleihen; Coronavirus-Ausbrüche waren ausdrücklich Teil der Bedingungen. Für 

Investoren lohnte sich das Geschäft, solange keine Pandemie erklärt wurde – und auch dann griffen klare, vorher festgelegte Mecha-

nismen. 
 

Deutsche Unternehmerin in Sachen Pandemie erfolgreich 

In dem Bericht sucht man den Namen der deutschen Unternehmerin Nicole Junkermann vergeblich. Diese „tauschte sich über Jahre 

regelmäßig mit dem schwerreichen US-Amerikaner aus – persönlich, strategisch, über Projekte, Netzwerke und private Fragen“ so 

ein aktueller Bericht von t-online. Nicole Junkermann ist eine deutsche Unternehmerin, Investor-in und Gründerin der internationa-

len Investmentfirma NJF Holdings. Sie lebt in London und investiert u. a. in Technologie-, Gesundheits- und Biotech-Unternehmen. 
 

Sie hat früh in Unternehmen wie OWKIN investiert (ein Pariser Gesundheits-KI-Unternehmen) und saß im Board. Sie war Mitglied 

des Healthtech Advisory Board im britischen Gesundheitsministerium (UK Department of Health and Social Care), was sich mit digi-

taler Gesundheitstechnologie im NHS befaßt. In Interviews und öffentlichen Auftritten hat Junkermann betont, daß einige ihrer Be-

teiligungsunternehmen (z. B. OWKIN) sich technologisch gegen COVID-19 engagierten – z. B. durch Unterstützung beim Datenaus-

tausch für Forschung oder das Spenden von Schutzausrüstung in der Pandemie. 
 

Fortsetzung auf S. 3 
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Fortsetzung von S. 2 

Simulationen, Karrieren, Machtkreise 

Besonders brisant sind Textnachrichten aus dem Jahr 2017, in denen Pandemie-Simulationen beiläufig als berufliche Qualifika-

tion erwähnt werden – im selben Atemzug wie mögliche Posten bei der Gates-nahen Investmentwelt, in Impfstoffabteilungen 

großer Pharmakonzerne oder bei Rückversicherern. Pandemie-Vorsorge erscheint hier nicht als isolierte Notfallübung, sondern 

als Karrierewährung innerhalb eines elitären Netzwerks. 

 

Im Oktober 2019 folgte schließlich Event 201, eine öffentlich bekannte Pandemie-Simulation mit einem neuartigen Coronavi-
rus, organisiert von der Gates Foundation, dem Weltwirtschaftsforum und der Johns Hopkins University. Solche Übungen sind 

an sich legitim. Der Bericht argumentiert jedoch: Wenn Simulationen, Finanzprodukte, Patente, Personalnetzwerke und politi-

sche Foren jahrelang parallel aufgebaut wurden, dann ist es zu kurz gegriffen, all dies als bloße Vorsorge ohne ökonomische 

Interessen abzutun. 

 

Keine Verschwörung – aber ein strukturelles Problem 

Der Bericht betont mehrfach, was er nicht behauptet: Er liefert keinen Beweis für die bewußte Auslösung einer Pandemie und 
keinen Nachweis strafbaren Handelns im Bereich der Gesundheitsfinanzierung. Was er zeigt, ist etwas anderes: eine systemi-

sche Bereitschaft zur Monetarisierung von Krisen, lange bevor diese eintreten. Und damit natürlich verbunden der Wunsch, 

daß sie noch mehr Geld und Macht einbringen, wenn sie dann tatsächlich eintreten. 

 

Problematisch ist dabei weniger die Existenz einzelner Instrumente als ihre Konzentration in wenigen Händen – und die Rolle 

von Intermediären wie Epstein, der trotz bekannter Vorstrafen über Jahre hinweg Zugang zu Banken, Stiftungen und politi-

schen Entscheidungsträgern hatte. Daß große Institutionen einen solchen Akteur wiederholt einbanden, wirft Fragen nach Ur-

teilsvermögen, Kontrolle und Verantwortung auf. 
 

Quelle: https://philosophia-perennis.com/2026/02/06/bill-gates-in-den-epstein-files-20-jahre-pandemie-planung/ 

Die Profilierung der CDU als Bunkerpartei 

Vera Lengsfeld 

21. Oktober 2025 

Weiß Friedrich Merz noch, was er tut? Was er sagt, beziehungsweise gesagt hat, weiß er jedenfalls nicht mehr, wie der Gebrauch des Ausdrucks Brandmauer 

beweist. In einer Woche benutzt Merz genau diesen Begriff, in der Woche drauf behauptet er, Brandmauer gehöre nicht zu seinem Sprachgebrauch. Wenn 

Konrad Adenauer sein Vorbild sein sollte, den sein Geschwätz von gestern nicht störte, sollte Merz lieber vorsichtig sein. Die Zeiten haben sich geändert und das 

Geschwätz von gestern kann jedem heute um die Ohren gehauen werden. 

Merz agiert, als wäre sein Motto: „Ist der Ruf erst ruiniert, lebt es sich ganz ungeniert.“ Er ist auch noch so unvorsichtig, diese Ungeniertheit in Erklärungen 

drucken zu lassen, die jeder nachlesen kann. Da gab es kürzlich diese Klausurtagung der CDU, die das dringende Bedürfnis hatte, ihr Verhältnis zur AfD klären zu 

müssen. Merz hatte ja versprochen, die AfD mit ihm als Parteivorsitzenden zu halbieren. Herausgekommen ist eine Verdoppelung des Zuspruchs für die Blauen. 

Momentan führt die AfD in den Umfragen mit 3% vor der CDU. 

Merz reagiert nicht etwa mit eine Revision seiner gescheiterten Strategie, sondern er will sie „erweitern und vertiefen“. Dafür muss erst einmal ein Schuldiger 

für die gegenwärtigen Zustände gefunden werden – und das ist Wladimir Putin. Zwar hat der weder mit der unkontrollierten Masseneinwanderung, noch mit 

der ruinösen „Energiewende“ oder mit der Deindustrialisierung zu tun, aber das macht nichts. Der Wähler wird für so blöd gehalten, wie die Parteistrategen 

offensichtlich sind. Ab sofort wird die AfD „Putin-Partei” genannt, um den Eindruck zu erwecken, sie würde im Land Putins böse Pläne umsetzen. 

Die Frage, wie sie das denn machen soll, wo sie doch mit allen Mitteln von der politischen Verantwortung ferngehalten wird, darf nicht gestellt werden. Nicht 

nur bei der sächsischen Landtagswahl, wo die Grünen in letzter Minute noch in den Landtag katapultiert wurden, auch bei Kommunalwahlen kommt es immer 

häufiger vor, dass bei Auszählung der letzten beiden Wahlkreise der führende AfD-Kandidat plötzlich und unerwartet vom CDU-Bewerber überholt wird. 

Darüber und die anderen brennenden Probleme des Landes soll künftig ein strafbewehrter Mantel des Schweigens gebreitet werden. 

Die CDU will „Sicherheitspartei“ werden. Das klingt erst einmal beruhigend. Schaut man sich in ihrer Berliner Erklärung aber an, was sie wirklich vorhat, sollten 

alle Alarmglocken angehen. 

Der Schutz vor Bedrohungen aus Russland soll als neue Profilachse der CDU dienen. Wir sollen in Zukunft nicht nur vor dem Hitzetod infolge Erderwärmung 

Angst haben, vor Wohlstandsverlust , Blackout in der Energieversorgung oder einer neuen Mutation des menschengemachten Corona-Virus, sondern vor dem 

Atomkrieg, den ein außer Kontrolle geratener Ukrainekrieg auslösen könnte. Dafür plant die CDU-Parteiführung einen „Pakt für Bevölkerungsschutz“, der den 

Ausbau ziviler Verteidigungsstrukturen und bundesweiter Notfallkapazitäten vorsieht. Bunker für die Bevölkerung sollen gebaut werden, wohin die Leute ihre 

Notfall-Vorräte, die sie anlegen sollen, mitnehmen können. 

Vorgesehen ist außerdem für alle, die nicht spuren, eine Verschärfung des Bundespolizeigesetzes, um Cyberangriffe, Sabotage und Spionage abzuwehren. Einen 

entsprechenden Gesetzentwurf hatte das Bundeskabinett bereits am 8. Oktober 2025 beschlossen. 

Woran erinnert das, wenn man von den Cyberangriffen absieht? Richtig, an den klassischen Ausnahmezustand, oder die klassischen Vorbereitungen. Um die 

totale Kontrolle zu sichern, sollen die Nachrichtendienste enger zusammenarbeiten: Informationssperren zwischen Bundesnachrichtendienst, Militärischem 

Abschirmdienst und Verfassungsschutz sollen fallen. 

Statt zur entspannten Normalität zurückzukehren, für die vor noch nicht allzu langer Zeit Deutschland in der Welt beneidet war, will Merz mit seiner CDU den 

Krisenzustand verschärfen. Anscheinend ist er der Überzeugung, seinen Kanzlerposten nicht anders sichern zu können. 

Angesichts des Sprengstoffes, der in der „Berliner Erklärung“ steckt, beunruhigt mich das Schweigen, auch der freien Medien, dazu. 

 

Quelle: https://vera-lengsfeld.de/2025/10/21/die-profilierung-der-cdu-als-kriegspartei/?

utm_source=mailpoet&utm_medium=email&utm_source_platform=mailpoet&utm_campaign=NL-Post-Notifications 
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Die „Banater Sahara“ 

Teil 4 

 
Der Ort Deliblato (ung. Deliblátm dt. Deli-

blat) gibt in Serbien der Banater Sahara 

ihren Namen: Deliblatska Peščara 

(Wüste). Diese äolische und diluviale geo-

morphologische Formation, die sich 

durch bis zu 200 Meter hohe, wellenför-

mige Dünen auszeichnet, entstand aus 
uraltem Flugsand und stellt eine der letz-

ten wüstenähnlichen Landschaften des 

Kontinents dar, die oft als „europäische 

Sahara“ bezeichnet wird. Das Obzovik-Tal 

begrenzt den Ort im Westen. 

 

Die nur hier herrschenden extremen öko-

logischen Bedingungen begünstigen derzeit „vielfältige, stabile Wälder, darunter Kiefern, Robinien und autochthone Eichen-
Linden-Wälder, und beherbergen eine bedeutende Biodiversität, die die Kriterien für die Aufnahme in die Liste des UNESCO-

Welterbes erfüllt“ (Wiki). 

 

Dies ist allerdings den Aufforstungsmaßnahmen der letzten 170 Jahre zu verdanken (so die offensichtlich positive Sichtweise 

des serbischen Staates): Die Recherche hierüber ist der wegen mangelnder Aktenlage recht dürftig. Für die weltweite Klimadis-

kussion wäre es aber erforderlich, die Aufforstungsmaßnahme der letzten 50 Jahre zu durchleuchten, um der weltweiten 

„Verwüstung“ als Modell zu dienen. Klar ist, daß Serbien in letzter Zeit versucht, das Reservat, die Deliblatska Peščara zu ver-
markten. 

 

Es stellt sich, angesichts der schwierigen Aktenlage die Frage, wie gingen die Anrainer mit der Banater Sahara um? Dabei soll 

Entwicklung der einzelnen umliegenden Ortschaften aus historischer Perspektive betrachtet werden, um vielleicht eine gewis-

se Entwicklungsparallelität herauszulesen: Mit dem Ort Deliblato soll begonnen werden. 

 

Deliblato liegt an der Rundstraße Pantschowa – Kubin (Temeschkubin) und ist 6 Kilometer von Mramorak, und von Kubin 9 
Kilometer entfernt; der Weg nach Weißenkirchen führt durch Sandstein. Im Jahr 1660 – gegen Ende der osmanischen Herr-

schaft über dem Banat – wird Deliblato erstmals erwähnt; nach ihm wurde die Banater Sahara (Deliblatska Pescara) von den 

Einwohnern benannt. Diese beginnt in einer Entfernung von 2,5 Kilometer vom Ortskern. 

 

Der Name des Dorfes leitet sich aus dem Türkischen „deli“ (verrückt) und dem Serbokroatischen „blato“ (Schlamm) ab. Der Ort 

wurde möglicherweise unter Đurađ Branković mit Serbenzuerst besiedelt. Der erste bekannte schriftliche Nachweis des Dorfes 

stammt aus dem Jahre 1660 und gehörte zum Bezirk Pantschowa; damals lag es noch im Osmanischen Reich. In den Kriegen 

Österreichs und der Türkei erlitt Deliblato erhebliche Schäden, so daß nach der Vertreibung der Türken nur noch 16 Haushalte 
übrig blieben. In Deliblato wurde 1689 wurde die erste Schule und eine Holzkirche gebaut. 

 

Auf der Karte von 1725 des Grafen Mercy galt das Dorf noch als unbewohnt (siehe auch: Wessely); um die Mitte des 18. Jahr-

hunderts siedelten sich im Ort erneut Serben an. 1770 war der Ort ein Teil der Banater Militärgrenze und wurde von serbischen 

und rumänischen Grenzsoldaten mit ihren Familien gezielt besiedelt. 1773 wurde es dem Illyrisch-Banater Regiment, zwei Jah-

re später dem Deutsch-Banater Regiment zugeordnet. 

 
Im Jahre 1838 erhielt das Dorf eine Grundschule, in der serbische und rumänische Kinder auf Deutsch unterrichtet wurden; am 

Eingang des Schulhofs stand in deutscher Sprache: „Städtische Öffentliche Schule Deliblato.“ 

 

Über die nahe Sandwüste gibt es offenbar aus Deliblato wenig zu berichten. Die einst wandernden Dünen bilden heute einen 

geschützten Lebensraum für Flora und Fauna (https://www.birdingplaces.eu/en/birdingplaces/serbia/deliblato-sands-reserve-

korn-steppe), den die Einwohner des Ortes so gut es geht zu vermarkten versuchen. 

 
Literatur 

 

Josef Wessely: Der Europäische Flugsand und seine Kultur. Besprochen im Hinblicke auf Ungarn und die Banater Wüste insbe-

sondere, Wien 1873 (https://books.google.de/books?id=U55gdMBpGLoC). 

 

Fortsetzung folgt 

 

Herbert Karl 
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In der Tasche 

Zehn Tage lang verhandelten sowjetische Funktionäre in geheimer Mission in 

Düsseldorf und Essen. Ihr Angebot: zum zweiten Male ein gigantisches Tauschge-

schäft mit der deutschen Industrie. 

06.06.1971, DER SPIEGEL 24/1971 

Als Nikolal Ossipow, stellvertretender sowjetischer Außenhandelsminister, vor 

knapp acht Wochen mit seinen Technokraten nach Moskau zurückkehrte, hatte er 

die Zusage der deutschen Verhandlungspartner schon in der Tasche. Danach will 
die Bundesrepublik bereits in neun Jahren ein Drittel ihrer Erdgas-Importe aus Sibi-

rien beziehen. 

 

Bei Besuchen der Ruhrgas AG in Essen, dem Stahlkonzern Mannesmann und dem 

Vorstandsbüro der Deutschen Bank in Düsseldorf einigten sich Ossipow und seine 

Gesprächspartner (Mannesmann-Chef Egon Overbeck, Ruhrgas-Generaldirektor 

Herbert Schellberger und Deutsch-Bankier Wilhelm Christians) auf die Verdoppe-
lung der im letzten Jahr vereinbarten Erdgas- Lieferungen aus der Sowjet-Union -- 

als Tauschgeschäft für einen zweiten Rohren-Großauftrag. Overbeck letzte Woche: 

»Wir verhandeln noch über Konditionen.« 

 

Das geplante deutsch-sowjetische Milliardengeschäft sieht vor, daß 

* die Essener Ruhrgas AG jährlich vier Milliarden Kubikmeter sibirisches Gas zusätzlich zu den bereits 1970 vereinbarten drei 

Milliarden Kubikmeter bezieht und gleichzeitig einen Vorvertrag über eine weitere Milliarde Russengas abschließen will; 
 

* die Mannesmannröhren-Werke AG Großrohre etwa im Gegenwert der Gaslieferungen exportiert und 

 

* ein von der Deutschen Bank angeführtes Konsortium von Kreditinstituten den Sowjets einen Kredit von schätzungsweise über 

eine Milliarde Mark für den Kauf der Großrohre einräumt. 

 

Der Röhren-Kredit der Bankiers ist wie im vergangenen Jahr als Überbrückungshilfe gedacht. Denn die Lieferungen der deut-

schen Großrohre sollen sofort nach Vertragsabschluß beginnen, während das Russengas über einen Zeitraum von 20 Jahren in 
die Bundesrepublik strömt. 

Das Tauziehen um die Kreditkonditionen mit den Bankiers dürfte nun die schwierigste Verhandlungsphase des erneuten Röh-

ren-Kontrakts werden. Schon im letzten Jahr hatten die Russen für ein ähnliches Tauschgeschäft den Zinssatz auf knapp über 

sechs Prozent (Laufzeit elf Jahre) gedrückt, obwohl damals deutsche Kreditnehmer durchweg neun Prozent zahlen mußten. 

Deutsch-Bankier Christians: »Als Kreditgeber verhandeln wir erst in der zweiten Hand.« 

 

Bei dem ersten Geschäft verpflichteten sich die deutschen Vertragspartner, ab 1973 zunehmende Lieferungen Sowjetgas 
(1978: drei Milliarden Kubikmeter) abzunehmen und bei weiter steigendem Bedarf die Importe um zwei Milliarden zu steigern. 

Mannesmann lieferte dafür 1,3 Millionen Tonnen Großrohre einschließlich der Ingenieur-Leistungen für den Bau einer 2000 

Kilometer langen Pipeline von Sibirien nach Westdeutschland. 

 

Wenn beide Erdgas-Kontrakte nach Schätzung der Fachleute 1980 voll ausgenutzt sind, pumpen die Russen jährlich zehn Milli-

arden Kubikmeter Erdgas nach Deutschland. zwei Milliarden mehr, als die Ruhrgas AG aus der größten europäischen Erdgasbla-

se in Holland beziehen wird. 
 

Die SPIEGEL Gruppe ist nicht für den Inhalt verantwortlich. 

Die Russen wissen, daß der deutsche Bedarf an Erdgas schneller steigt, als im vergangenen Jahr erwartet wurde. Nach internen 

Schätzungen werden Industrie und Haushalte in zehn Jahren gut 60 Milliarden Kubikmeter Erdgas verbrennen. Vor allem die 

Elektrizitätswerke melden inzwischen einen weit höheren Bedarf als im letzten Jahr an. 

 

Das erneute Troika-Geschäft – Erdgas, Röhren, Kredite – läßt nun endlich jene Vertragsbrüche vergessen, unter denen der 

deutsch-sowjetische Handel seit 1963 gelitten hatte. Denn damals wurden auf Anweisung der Nato Röhrenkontrakte zwischen 
den Stahlkonzernen Mannesmann. Phoenix-Rheinrohr, Hoesch und den Russen durch das sogenannte Röhren-Embargo gelöst. 

 

Mannesmann-Chef Overbeck letzte Woche hoffnungsfroh: »Allein im Interesse der Beschäftigung unserer Werke würden wir 

den erneuten Abschluß sehr begrüßen.« 

 

Quelle: https://www.spiegel.de/wirtschaft/in-der-tasche-a-c60f4d23-0002-0001-0000-000043176546?context=issue 

RÜCKBLICK 

Foto: Verbundnetz Gas, gazprom.de  
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Presseschau 

Erste Ausgabe am Freitag: Die „Ostdeutsche Allgemeine Zeitung“ startet 

Stand: 20.02.2026 

Die erste Ausgabe der „Ostdeutschen Allgemeinen Zeitung“ trägt den provokanten 
Titel „Vorsicht, Freiheit“. Sie enthält ein Interview mit Michael Kretschmer und ein 
Porträt über Tino Chrupalla. 
Die erste Ausgabe der neuen „Ostdeutschen Allgemeinen Zeitung“ (OAZ) ist am Frei-
tag mit dem provokanten Titel „Vorsicht, Freiheit“ erschienen. Mit der neuen Zei-
tung, die jeweils freitags als gedruckte Ausgabe und unter der Woche online erschei-
nen soll, will Verleger Holger Friedrich ein „Leitmedium für Ostdeutschland“ schaf-
fen. 
Am ersten Tag erscheint eine gedruckte Ausgabe mit einer Auflage von rund 43.000 Exemplaren, sagte OAZ-Geschäftsführer Dirk Jehmlich 
der Deutschen Presse-Agentur. Die Printausgabe am Freitag erscheint im rheinischen Format mit einem Umfang von 56 Seiten. Sie soll auch 
in großen westdeutschen Städten zu kaufen sein. Die Zeitung kostet 3,90 Euro, das Digitalabo monatlich 12 Euro. 
„Der Osten wird oft problematisiert, erklärt oder übergangen – meist aus einer Distanz heraus, die wenig Alltagserfahrung mitbringt“, heißt 
es in den publizistischen Leitlinien der neuen Zeitung. Sie versteht sich als „Bühne für unterschiedliche Perspektiven, die aus Ostdeutschland 
in den gesamtdeutschen Diskurs eingebracht werden“. 
 
Verleger will „Meinungsvorhang weiter aufziehen“ 

Holger und Silke Friedrich hatten bereits 2019 die „Berliner Zeitung“ und das Boulevardblatt „Berliner Kurier“ übernommen. Friedrichs Auf-
treten als Verleger und sein Stil bei der „Berliner Zeitung“ gelten dabei als umstritten. 
 
Wir prüfen auch unbequeme und zunächst irritierende Perspektiven. 

Leitlinien der OAZ 

Er will nach eigenen Angaben den „Meinungsvorhang weiter aufziehen“ und „die Debatte führen, was für die Gesellschaft wirklich relevant 
ist“. Im Untertitel der ersten OAZ-Ausgabe heißt es: „Der Staat traut den Menschen nicht mehr zu, für sich selbst zu entscheiden.“ 
Er will sie vor Meinungen, Medien und Parteien schützen. Das gefährdet die Demokratie.“ 
 
Wofür will die „Ostdeutsche Allgemeine Zeitung“ stehen? 

Die OAZ trete an „gegen Stigmatisierung, für Diskurs auf Augenhöhe in Politik und Medien“, schreiben Verleger Friedrich und seine Frau Silke 
außerdem im Editorial zur ersten Ausgabe. „Mit der OAZ wollen wir den Beweis erbringen, dass mit auf Erkenntnis ausgerichteter Diskurskul-
tur mehr möglich ist. Mehr für die Menschen in Ostdeutschland, mehr für Gesamtdeutschland, mehr für uns alle“, heißt es weiter. 
Zur Kritik an diesem Kurs heißt es im Editorial, der unsouveränere Teil des Medienmarktes reproduziere erwartbar „die üblichen hilflosen 
Floskeln: ‘Dunkeldeutschland’, ‘Kremlfreunde’, ‘Antisemitismus’, ‘Steigbügelhalter’, ‘Stasi’“. 
Dies seien „Stigmatisierungsreflexe, mit denen allzu oft auf ostdeutsche Initiativen, ostdeutsche Biografien und ostdeutsche Wortmeldungen 
reagiert wurde“. Mit der OAZ wolle man „den ostdeutschen Stereotypen energischer widersprechen, Repräsentationslücken schließen und 
eine ostdeutsche Erzählung verstärken“, so Silke und Holger Friedrich weiter. 
In den Leitlinien des Blattes heißt es unter der Überschrift „Perspektivenvielfalt statt Scheinsicherheit“, dies schließe auch „unbequeme und 
zunächst irritierende Perspektiven ein“. 
In der Erstausgabe des Blattes findet sich unter anderem ein ausführliches Interview mit dem sächsischen Ministerpräsidenten Michael 
Kretschmer, direkt gefolgt von einem langen Porträt des AfD-Vorstandssprechers Tino Chrupalla. 
 
Was ist über die OAZ-Personalien bekannt? 

Chefredakteur der OAZ ist Dorian Baganz, der von der Wochenzeitung „Der Freitag“ kommt. Geschäftsführer ist Dirk Jehmlich, Verleger ist 
Holger Friedrich. 
Eine umstrittene Personalie ist Florian Warweg, der als Parlamentsberichterstatter für die OAZ aus Berlin berichtet. Warweg arbeitete früher 
für das mittlerweile verbotene, von Russland finanzierte, Portal RT Deutsch und das Online-Magazin Nachdenkseiten, dem die Verbreitung 
von Verschwörungsideologien vorgeworfen wird. In der Erstausgabe der OAZ ist Warweg mit einem Beitrag über die Bundespressekonferenz 
mit dem Titel „Die stille Zensur“ vertreten. 
Zuletzt haben rund 25 Redakteure, darunter Journalisten der „Berliner Zeitung“ die ersten Ausgaben vorbereitet. Langfristig sollen laut Jehm-
lich50 Redakteure für die OAZ arbeiten. 
 
Keine Lokalteile bei „Ostdeutscher Allgemeinen Zeitung“ 

Die neue Zeitung erscheint mit einer einheitlichen Ausgabe, es sind keine lokalen Ableger geplant. „Wir haben schnell gemerkt: Das Defizit im 
Markt ist nicht die Lokalpresse. Die gibt es genug. Was fehlt, sind überregionale Themen aus ostdeutschen Perspektiven. Es braucht keine 
weiteren 14 Regionalzeitungen, sondern eine 4. Himmelsrichtung im gesamtdeutschen Diskurs“, sagte Baganz der dpa. 
Zur Kritik an diesem Kurs heißt es im Editorial, der unsouveränere Teil des Medienmarktes reproduziere erwartbar „die üblichen hilflosen 
Floskeln: ‘Dunkeldeutschland’, ‘Kremlfreunde’, ‘Antisemitismus’, ‘Steigbügelhalter’, ‘Stasi’“. 
Dies seien „Stigmatisierungsreflexe, mit denen allzu oft auf ostdeutsche Initiativen, ostdeutsche Biografien und ostdeutsche Wortmeldungen 
reagiert wurde“. Mit der OAZ wolle man „den ostdeutschen Stereotypen energischer widersprechen, Repräsentationslücken schließen und 
eine ostdeutsche Erzählung verstärken“, so Silke und Holger Friedrich weiter. 
In den Leitlinien des Blattes heißt es unter der Überschrift „Perspektivenvielfalt statt Scheinsicherheit“, dies schließe auch „unbequeme und 
zunächst irritierende Perspektiven ein“. 
In der Erstausgabe des Blattes findet sich unter anderem ein ausführliches Interview mit dem sächsischen Ministerpräsidenten Michael 
Kretschmer, direkt gefolgt von einem langen Porträt des AfD-Vorstandssprechers Tino Chrupalla. 
 
Fortsetzung auf S. 7 
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Der letzte Akt: Merkel als Bundespräsidentin? 

David Berger 

12. Februar 2026 

 

Ein überraschendes politisches Szenario sorgt derzeit für Aufregung in der Union: Könnte Angela Merkel, Deutschlands ehe-

malige Bundeskanzlerin, 2027 das Amt des Bundespräsidenten übernehmen? Dieser Gedanke geistert offenbar durch Teile 

der politischen Sphäre – und sorgt bei führenden CDU-Politikern für besorgte Blicke. 

 

Hintergrund sind Spekulationen in der Bild-Zeitung, wonach insbesondere die Grünen – wegen Merkels anhaltender Beliebtheit 

in Teilen der liberal-grünen Wählerschaft – erwägen könnten, die frühere Kanzlerin für das höchste Staatsamt vorzuschlagen. 

Diese Vorstellung versetzt die CDU-Spitze um Bundeskanzler Friedrich Merz in Unruhe: Was, wenn ausgerechnet eine partei- 

und oppositionübergreifende Unterstützung für Merkel entsteht, bevor die Union selbst einen Kandidaten präsentiert? 

 

CDU will möglicher Merkel-Nomination zuvorzukommen 

 

In CDU-Kreisen heißt es deshalb, man überlege, schon in den kommenden Wochen eine eigene, parteiinterne Kandidatur für 

das Amt des Bundespräsidenten vorzubereiten – „um einer möglichen Merkel-Nomination zuvorzukommen“. 

 

Als potenzielle Unionskandidaten gelten derzeit vor allem Bundestagspräsidentin Julia Klöckner und Bildungsministerin Karin 

Prien. Ob jedoch ausreichend Unterstützung aus SPD und Grünen für eine dieser Kandidatinnen zustande käme, ist völlig offen 

– die Bundesversammlung, die den Bundespräsidenten wählt, setzt eben auf breite politische Mehrheiten. 

 

Doch so brisant die Spekulationen auch sind: Angela Merkel selbst hat ihnen vorsorglich deutlich widersprochen. Eine Spreche-

rin der Altkanzlerin erklärte, dass eine Kandidatur Merkels für das höchste Staatsamt „abwegig“ sei. Merkel stehe nicht zur 

Verfügung – sie werde 2027 nicht für das Amt antreten. Ob es dabei bleibt oder sich Merkel nur beknien lassen will, in diesen 

„schwierigen Zeiten“ als oberste Mutti zu dominieren, bleibt fraglich. 

 

Wie in einem Horrorfilm 

 

Dabei ist Merkels politisches Comeback schon allein durch ihre jüngste Entscheidung bemerkenswert: Erstmals seit ihrem Aus-

scheiden aus dem Kanzleramt nahm sie wieder an einem CDU-Bundesparteitag teil, was intern als ungewöhnliches Zeichen 

gewertet wird. 

 

Die Diskussion zeigt vor allem eines: Die Union ringt momentan verzweifelt um ihre politische Identität, hilflos im linksgrünen 

Morast brandeingemauert und verfangen, während zentrale Personalfragen für 2027 längst begonnen haben. Und mitten in 

diesem Ringen steht – unverhofft und ungewollt – wieder einmal Angela Merkel im Zentrum der Debatte. Nicht wenige Bun-

desbürgern fühlen sich da erneut in einem Horrorfilm, dem man irgendwie nicht entkommt, weil man von zu vielen Zombies 

umgeben ist. Während andere in einer Bundespräsidentin Merkel auch eine Chance sehen. Frank Jürgen Helbig dazu: „Ja, un-

bedingt. Macht endlich den Deckel drauf, auf den totalen Untergang…“ 

 

Quelle: https://philosophia-perennis.com/2026/02/12/der-letzte-akt-merkel-als-bundespraesidentin/ 

Fortsetzung von S. 6 

 

Was ist über die OAZ-Personalien bekannt? 

Chefredakteur der OAZ ist Dorian Baganz, der von der Wochenzeitung „Der Freitag“ kommt. Geschäftsführer ist Dirk Jehmlich, Verle-

ger ist Holger Friedrich. 
Eine umstrittene Personalie ist Florian Warweg, der als Parlamentsberichterstatter für die OAZ aus Berlin berichtet. Warweg arbeitete 
früher für das mittlerweile verbotene, von Russland finanzierte, Portal RT Deutsch und das Online-Magazin Nachdenkseiten, dem 

die Verbreitung von Verschwörungsideologien vorgeworfen wird. In der Erstausgabe der OAZ ist Warweg mit einem Beitrag über die 
Bundespressekonferenz mit dem Titel „Die stille Zensur“ vertreten. 
Zuletzt haben rund 25 Redakteure, darunter Journalisten der „Berliner Zeitung“ die ersten Ausgaben vorbereitet. Langfristig sollen 

laut Jehmlich50 Redakteure für die OAZ arbeiten. 
 
Keine Lokalteile bei „Ostdeutscher Allgemeinen Zeitung“ 

Die neue Zeitung erscheint mit einer einheitlichen Ausgabe, es sind keine lokalen Ableger geplant. „Wir haben schnell gemerkt: Das 

Defizit im Markt ist nicht die Lokalpresse. Die gibt es genug. Was fehlt, sind überregionale Themen aus ostdeutschen Perspektiven. Es 
braucht keine weiteren 14 Regionalzeitungen, sondern eine 4. Himmelsrichtung im gesamtdeutschen Diskurs“, sagte Baganz der dpa. 
Quelle: https://www.tagesspiegel.de/kultur/erste-ausgabe-am-freitag-die-ostdeutsche-allgemeine-zeitung-startet-15274551.html 
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Geschichte kontrovers 

 

Die Weltwirtschaftskrise 1929 in Ostpreußen 

Teil 4 

 

Keine Wirtschaftskrise hat die Welt so lange und nachhal-

tig in Atem gehalten wie die Weltwirtschaftskrise 1929. 

Bevor weiter über deren Auswirkungen für Ostpreußen 

anhand von besonderen Branchen und Unternehmen 

berichtet wird, soll einer der bestinformierten Wirt-

schaftswissenschaften, Charles Kindleberger (1910 – 

2003) erneut über die Weltwirtschaftskrise allgemein zu 

Wort kommen. 

 

Exkurs: Weg in die Weltwirtschaftskrise 1929 

 

Im 14. Kapitel seines Buches schreibt Kindleberger: 

„Das Kapitel trägt den Titel „Eine Erklärung“ 

und nicht „Die Erklärung“ 

Die Erklärung dieses Buches lautet, daß die De-

pression von 1929 so weitreichend, so tiefgrei-

fend und so langwierig war, weil das internatio-

nale Wirtschaftssystem durch die Unfähigkeit 

Großbritanniens und die mangelnde Bereitschaft 

der Vereinigten Staaten, Verantwortung für sei-

ne Stabilisierung in drei Punkten zu übernehmen, 

destabilisiert wurde: (a) Aufrechterhaltung eines 

relativ offenen Marktes für Notgüter; (b) Bereit-

stellung antizyklischer langfristiger Kredite; und 

(c) Diskontierung in Krisenzeiten“. 

Mit Notgüter sind offensichtlich die Güter des täglichen Gebrauchs: Haltbare Nahrungsmittel, Brennstoff, Bekleidung gemeint; 

diese mußten im Falle Ostpreußens entweder vom Reich oder über die Nachbarn Polen, Litauen und teils auch die Sowjetunion 

besorgt und bezahlt werden. Kindleberger weiter: 

„Die Schocks für das System durch die Überproduktion bestimmter Primärprodukte wie Weizen, durch die Senkung der 

Zinssätze in den Vereinigten Staaten im Jahr 1927 (falls es sich um einen solchen handelte), durch die Einstellung der 

Kreditvergabe an Deutschland im Jahr 1928 oder durch den Börsencrash von 1929 waren nicht so groß. Schocks ähnli-

cher Größenordnung waren bereits beim Börsencrash im Frühjahr 1920 und der Rezession von 1927 in den Vereinigten 

Staaten bewältigt worden. Das Weltwirtschaftssystem war instabil, solange kein Land es stabilisierte, wie es Großbri-

tannien im 19. Jahrhundert und bis 1913 getan hatte.“ 

Die Überproduktion an landwirtschaftlichen Produkten wurde bereits gestreift, darüber wird noch zu berichten sein. Was hin-

gegen die Beurteilung der von Großbritannien ausgehenden ökonomischen Stabilität (s. Kritik Pressler, S. 41f). Die sogenannte 

Pax Britannica war durch den von der Londoner City überwachten globalen Freihandel gekennzeichnet, den die Briten immer, 

wie das Beispiel der Sklavenbefreiung zeigte, zu ihren Gunsten ausnutzten und der durch den Imperialismus der anderen auf-

strebenden Mächte bereits vor der Jahrhundertwende in Zweifel gezogen wurde. Durch den Ersten Weltkrieg war auch das 

britische Empire geschwächt: 

„1929 konnten die Briten dies nicht und die Vereinigten Staaten wollten es nicht. Als jedes Land sich dem Schutz seiner 

nationalen privaten Interessen zuwandte, ging das öffentliche Interesse der Welt den Bach runter, und mit ihm die pri-

vaten Interessen aller.“ 

Fortsetzung auf S. 9 
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Fortsetzung von S. 8 

Die Ausgangslage der Weltwirtschaftskrise waren die geopolitischen Verwerfun-

gen nach 1914; Kindleberger: 

„Das Fehlen einer Führungsrolle bei der Bereitstellung von Diskontfazili-

täten [Anspielung auf die Londoner Ci ty], antizyklischen Krediten oder 

einem offenen Markt für Waren machte das System instabil. Dazu tru-

gen auch die Folgen des Krieges bei, insbesondere die Kombination aus 

Reparationszahlungen, Kriegsschulden, Überbewertung des Pfunds und 

Unterbewertung des französischen Francs. Hinzu kam vielleicht noch die 

deutsche Inflation von 1923, die das Land in seiner anschließenden Fixie-

rung auf Deflation paranoid machte.“ 

Aus dieser Inflationskrise kam Deutschland nur über eine Währungsreform hin-

weg: Einführung der (fiktiv goldgestützten) Reichsmark – eine RM entsprach ei-

ner Rentenmark – durch das Münzgesetz vom 30. August 1924. Zu den Überka-

pazitäten (die in der ostpreußischen Industrie, vor allem in der PKW-, der LKW-

Produktion und im Schiffsbau wurden schon erwähnt); Kindleberger: 

„Die strukturellen Verwerfungen des Krieges in Form von Überprodukti-

on von Weizen, Zucker und Wolle sowie von Schiffen, Baumwolltextilien und Kohle waren weniger gravierend und hät-

ten durch das Preissystem relativ leicht ausgeglichen werden können, wenn die makroökonomische Stabilität gewahrt 

geblieben wäre.“ 

Die Weltfinanzen hatten sich nach den horrenden Kriegsanleihen noch nicht gefangen: 

„Die finanziellen Verzerrungen machten es jedoch schwierig, wenn nicht gar unmöglich, diese Stabilität aufrechtzuer-

halten. Eine weitsichtige Führung seitens der Vereinigten Staaten hätte vielleicht bereit gewesen sein können, auf 

Kriegsschulden zu verzichten, aber es wäre schwierig gewesen, die amerikanischen Wähler von den Vorzügen dieses 

Vorgehens zu überzeugen, insbesondere da Großbritannien und Frankreich Reparationen erhielten. Großbritannien war 

bereit, auf Reparationen zu verzichten, sofern die Kriegsschulden abgeschrieben wurden – eine Haltung begrenzter 

Selbstverleugnung –, aber die Forderung, dass Frankreich die Reparationen abschreiben sollte, nachdem es sie 1871 

und 1819 gezahlt hatte und nach vier Jahren grausamen Krieges, ist zu viel von der Geschichte verlangt.“ 

Ex post ist es einfach den Stab über die Protagonisten zu brechen. Auf die Unbekümmertheit der Kapitalanleger und die Gier 
der Börsenhaie kann hier nicht weiter eingegangen werden: Die Literatur füllt über dieses Phänomen ganze Bibliotheken; emp-

fehlenswert sind hierüber die Abhandlungen des amerikanischen Ökonomen John Kenneth Galbraith, der selbst im Ostblock 

konsultiert wurde. 

 

Zurück zum Thema: Wie gesehen, war die Provinz Ostpreußen Ende 1929 wirtschaftlich geschwächt; die Weltwirtschaftskrise 

traf sie voll; die Königsberger Hartungsche Zeitung (siehe Verlagsgebäude) schrieb am Jahresende 1929 (https://

mitglieder.ostpreussen.de/allenstein/uploads/media/AHB_272_Internet_01.pdf.,S. 13): 

„Ostpreußen steht inmitten einer schweren Krisis, die, von der Landwirtschaft ausgehend, das gesamte Wirtschaftsle-

ben unserer Provinz bis in die Grundfesten erschüttert. Stimmen sind laut geworden, die in seltsamer Verkennung der 

großen wirtschaftlichen Zusammenhänge von Änderungen in der staatsrechtlichen Stellung Ostpreußens das Heil er-

warten. Lähmender Pessimismus auf der einen, tausendstimmiger Schrei nach vervielfachter Staatshilfe auf der ande-

ren Seite kennzeichnet die Stimmung weiter Kreise.“ 

Die speziellen Probleme der ostpreußischen Landwirtschaft werden uns noch beschäftigen . . . 

 

Literatur 

 

Charles P. Kindleberger: The World in Depression, 1929-39, Berkeley, Los Angeles 1973 (https://books.google.de/books?
id=q4k2TgQLk_sC&printsec=copyright&redir_esc=y#v=onepage&q&f=false): übersetzt mit deep 

L; 

Florian Pressler: Die erste Weltwirtschaftskrise. Eine kleine Geschichte der Großen Depression, München 2019. 

 

Fortsetzung folgt 
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Buchvorstellung 

Amerikas Oligarchen 

Geld, Macht und der Zerfall der Demokratie | Wie Elon Musk, Jeff 

Bezos und das Großkapital die Spaltung der USA befördern 

Von Heißler, Julian (Autor) 

 

Beschreibung 

Die tief verwurzelte Verflechtung von Geld und Macht ist ein Erbe, das seit der 

Gründung der USA besteht und zur DNA der mächtigsten Nation der Welt gehört. 
Dieses Buch beleuchtet, wie Superreiche, von den Gründervätern bis hin zu Elon 
Musk und Co. die amerikanische Politik beeinflussen und dabei gleichzeitig die 

Demokratie nicht nur in den USA sondern weltweit gefährden. Trotz zahlreicher 
Reformversuche wächst die Macht des Geldes seit Trumps Wiederwahl unaufhalt-

sam. Wird es der ältesten Demokratie der Welt gelingen, die Macht der Oligar-
chen zu brechen und ihre demokratischen Grundwerte zu bewahren? Ein fesseln-
der Einblick in das Wesen Amerikas und die Zukunft dieser zerklüfteten Nation. 

Rezension 

»Julian Heißlers Buch ›Amerikas 

Oligarchen‹ zeigt, wie die Verflech-

tung von Geld und Macht seit der 

Gründung der USA die Politik be-

stimmt.« („rbb radioeins“) 

»Julian Heißler beschreibt sehr 

schön, wie historisch Wahlkämpfe 

in den USA immer wichtiger wer-

den.« („Deutschlandfunk Kultur – 

Lesart“) 

»Ein fesselnder Einblick in die Zu-

kunft dieser zerklüfteten Nati-

on.« („Pforzheimer Zeitung“) 

»Ein aufschlussreiches 

Buch« („Table.Media“). 
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Erinnern 

 

Umsiedler: Die vergessenen Heimatvertriebenen der DDR 

 

Schluß 

 

In einem Projekt, „Erinnerungskultur im Gespräch der Nationen und Generationen“ anläßlich dem 80. Jahrestag der Vertrei-

bung wurden Nachkommen Vertriebener befragt. Hier nur ein kurzer Ausschnitt: 

„Gregor Freudrich (* 2007) aus Görlitz ist durch seine Urgroßeltern sowohl mütterlicher- wie auch väterlicherseits mit Schlesien 

verbandelt. Sein Vater wurde 1944 geboren und kurz danach auf die Flucht von Liegnitz mitgenommen. Er konnte daher nicht 

viel erzählen. Die Großmutter habe aber Memoiren von der Fluchtgeschichte hinterlassen. Die Urgroßmutter sei mit drei ver-
bliebenen Geschwistern aus dem Kreis Kreuzburg in einen Ort westlich von Görlitz gekommen. Sie hatten anfangs Hoffnung, 

das alte Gehöft wieder in Besitz nehmen zu können. Dort war aber mittlerweile eine polnische Familie eingezogen, mit der man 

sich zwar verstand, dann kam aber die endgültige Vertreibung nach Gotha, wo das Leben mit starkem wirtschaftlichem Anfang 

gut funktionierte und ein zentraler Punkt der mütterlichen Familie entstand. Man habe daher mit dem Verlust des Hofes in 

Schlesien gut abschließen können, bis in der damaligen DDR die Welle der Zwangsenteignungen und die Überführung in LPGen 

begann. Man litt unter dem Unrechtsregime, hatte viele Schwierigkeiten, die sogar einen Suizid verursachten. Für ihn, so Freu-

drich, habe Schlesien im Alltag keine echte Präsenz, trotz seiner Nähe zu Görlitz. Wenn auch die Geschichten ihn faszinieren, 

präge ihn die Herkunft der Familie nicht groß. Aber gerade deutsche Geflüchtete müssten angesichts der abscheulich populisti-
schen Debatte um die Migration Flagge zeigen“ (https://kulturstiftung.org/beitraege/inland/erinnerungskultur-im-gespraech-

der-nationen-und-generationen). 

Mit diesem Beitrag soll das Meinungsbild der Umsiedler in der SBZ und der DDR beendet werden: Es konnte hier nur ein sum-

marischer Blick auf diese Problematik dieser Bevölkerungsgruppe geworfen werden. Entsprechend ist ein Fazit über die Be-

handlung der Heimatvertriebenen in der DDR schwierig. 

 

Insbesondere fällt auf, daß gerade im „Arbeiter- und Bauernstaat“ es kaum biographische Beiträge von heimatvertriebenen 

Arbeitern und Bauern gibt: Die hier dargestellten Aufzeichnungen betreffen überwiegend Intellektuelle und Kunstschaffende, 

die zwar vom kommunistischen System in materieller Hinsicht gefördert wurden, aber auch im besonderen Fokus der Stasi 

waren. 

 

Der vorwiegende Teil der Umsiedler stammte schon wegen der räumlichen Nähe aus Polen und dem nördlichen Sudetenland 

in ganz geringen Fällen aus Ungarn oder Südosteuropa; die Heimatvertriebenen kamen in zwei Etappen: Der Flucht vor der 

Roten Armee 1944/45 und der staatlich durchgeführten Vertreibung ab Frühjahr 1946. Die erste Gruppe konnte noch pro-

blemlos in die Besatzungszonen der westlichen Alliierten weiterflüchten, während dies schon zur Zeit der SBZ nicht ohne wei-

teres ging, denn der Westen war überfüllt und die sowjetischen Besatzer versuchten, so gut es ging, mit dem Problem der Ver-

triebenen fertig zu werden: 

„Die Sowjetische Militäradministration ging von der Endgültigkeit der Westverschiebung Polens und der Oder-Neiße-Grenze 

aus. Eine Rückkehr der Deutschen in die Gebiete jenseits von Oder und Neiße war nicht verhandelbar. Deshalb waren die Ver-

triebenen dauerhaft anzusiedeln. Darunter verstand die SMAD [Sowjetische Militäradministration in Deutschland] nicht nur die 

Bereitstellung von Wohnraum und Arbeitsplätzen. Ein eigenständiges Sonderbewusstsein der Vertriebenen galt als Hemmschuh 
für die Eingliederung und wur-

de entschieden bekämpft. In 

einem Zusammenspiel si-

cherheits-, wirtschafts- und 

sozialpolitischer Instrumente 

versuchte die SMAD, die Ver-

triebenen durch gezielte Ver-

besserung ihrer Lebenslage 
zuerst politisch zu neutralisie-

ren, um sie danach für eine 

Unterstützung der SED-Politik 

zu gewinnen“ (https://

www.ausstellung-

stillgeschwiegen.de/ankunft-

und-aufnahme/Auszug: Siehe 
Kachel). 
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Fortsetzung von S. 11 

Dennoch flüchtete ein überwiegender Teil der DDR-Heimatvertriebenen in den 

Westen, naturgemäß vorwiegend in der Bundesrepublik, denn Einreisen in die 

USA waren an strenge Regeln geknüpft. Bemerkenswert ist, daß diejenigen, die 

weiter flüchteten, Anfang der 1950er der DDR den Rücken kehrte. Dies hing of-

fensichtlich mit der beginnenden Abschottung gegenüber dem Westen und der 

Stalinisierung Mitteldeutschlands zusammen. 

 

Ein besonderes Zeichen wurde, und dies nicht nur in der DDR, sondern in allen 

„Bruderstaaten“ in der Landwirtschaft gesetzt: 1945 wurden die Grundbesitzer 

während der Bodenreform in einer medienwirksamen Aktion („Junkerland in 

Bauernhand“) enteignet, die Äcker verteilt und sieben Jahre später wurden die 

Bauern in Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften (LPG) gezwungen. 

Die Verstaatlichung (entschädigungslose Enteignung) der gesamten Wirtschaft 

lief parallel ab. 

 

Heimatvertriebene Schauspieler, wie Ursula Karrusseit, Otto Mellies, etc. und 

überzeugte Marxisten, wie Horst Salomon verblieben in der DDR und integrier-

ten sich in den „realen Sozialismus“. Die in den Westen gelangten Vertriebenen 

legte, wie gesehen, eine ansehnliche Karriere hin, wie der Medizin-Nobelpreisträger Günter Blobel (siehe Foto, 2008, Wiki), der 

Darmstädter Bürgermeister Heinz-Winfried Sabais oder der Literaturprofessor und Politikwissenschaftler Gerhard Georg Paul 

Möbus. 

 

Bei allen aber blieb die Erinnerung an die verlorene Heimat stets wach. Das Bemerkenswerteste ist, daß auch die Umsiedler in 

der DDR, wie auch die in der Bundesrepublik über Flucht und Vertreibung nur selten über diese Zeit sprechen konnten oder 

wollten. Allerdings gab es zwischen Ost und West einen wesentlichen Unterschied: In der DDR gab es bis zur Wendezeit keine 

organisierten Landsmannschaften wie im Westen, die sich mit den Anliegen der Aussiedler beschäftigten und die Problematik 

Vertreibung nicht aus den Augen 

verloren. 

 

Lediglich die beiden Kirchen gaben 

den Heimatvertriebenen noch eine 

Möglichkeit, sich zu treffen, sich 

auszutauschen und im Kleinen 

gegenseitig sich zu stützen. Gerade 

im kirchlichen Bereich zeigte sich 

aber auch, daß die große Anzahl 

von Vertriebenen auch die Kir-

chenstrukturen in der DDR nach-

haltig veränderten: 

„Im Juni 2021 konnte das katholi-

sche Bistum Dresden-Meißen den 

100. Jahrestag seiner Wiederer-

richtung begehen. Grund zum Feiern hatten auch die katholischen Vertriebenen in Sachsen und im östlichen Thüringen, haben 
sie ihre Kirche doch seit 1945 entscheidend mitgeprägt. Etwa drei Viertel der Katholiken, die heute zwischen Altenburg und Zit-

tau leben, sind Heimatvertriebene oder Nachkommen von Vertriebenen“ (http://www.vertriebene-in-sachsen.de/beitraege/). 

Die gemeinsame Sprache und Religion erleichterte die Integration der „Umsiedler“ in der DDR. 

 

Bild:  Arbeit in einer LPG der DDR (Doku/NDR 2022) 
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Der Deutsche Orden: Von Akkon via 

Burzen- ins heidnische Preußenland 

Teil 2 

 

Die Kreuzzüge übten auf die Zeitge-

nossen durch die Kombination einer 

geistlich-politischen Bewegung nicht 

nur auf die Protagonisten und Zeitge-

nossen eine große Faszination aus; 
diese wurde und wird von ganzen 

Historikergenrationen geteilt. Dabei 

geht fast unter, daß, auch wenn es 

Karl Martel 732 in der Schlacht von 

Poitiers gelang, den muslimischen 

Angriff auf das Zentrum seines Fran-

kenreiches zu stoppen, noch 1200 

eine Reihe von Emiraten auf der spa-
nischen Halbinsel weiter fortbestan-

den. 

 

Wenn die Päpste auch bemüht waren, die Einheit der westlichen Christenheit zu beschwören, konnten sie die weltlichen Ge-

gensätze der sich zusehends konsolidierenden europäischen Mächte nicht kitten. Besonders negativ erwies sich, daß es zwi-

schen dem französischen König Ludwig und dem deutschen Kaiser Konrad III. während deren Aufenthalt im Heiligen Land und 

insbesondere während der Belagerung von Damaskus (23. – 28. Juli 1148) zu Reibereien kam, die dem Umstand auch zu ver-
danken waren, daß die Fürsten des Königreichs Jerusalem sich oft als unzuverlässige Verbündete erwiesen. Dies führte dazu, 

daß sich hier neue Allianzen auftaten, die dem Kreuzzugsgedanken konträr gegenüber standen: Einerseits die normannisch-

französische versus dem deutsche-byzantinischen Bündnis. Aber auch dieses Bündnis bröckelte, denn der byzantinischen Kaiser 

Issak II. Angelos verhandelte im geheimen mit dem Muslim Saladin. Entsprechend erwog bereits Friedrich V. von Schwaben 

(1167 – 1191) nach dem Tod seines Vaters in Kleinasien die Eroberung Konstantinopels. 

 

Dem Deutschen Orden war, wie erwähnt, die Nähe zum Kaiserhaus der Staufer durch den „Paten“ Friedrich V. von Schwaben, 
dem dritten Sohn des Kaisers Friedrich I. (Barbarossa), eigentlich in die Wiege gelegt worden; diese Nähe zu dem weltlichen 

Herrscher wurde für die weitere Entwicklung des Ordens bestimmend. Am 5. März 1198 wurden die Hospitalbrüder in einen 

Ritterorden umgewandelt. Rittertum und Krankenpflege bildeten die beiden gleichberechtigten Säulen. Die Anerkennung 1199 

des Ordens seitens des Papstes Innozenz III. (1198 – 1216) war offensichtlich nur eine Formsache: Er erlangte damit die Gleich-

stellung mit den Orden der Templer und Johanniter, die fast keine Deutschen aufgenommen hatten: Damit wurde er zu einem 

politischen Machtfaktor im Heiligen Land. 

 

Die älteste Ballei (Ordensprovinz) des Deutschen Ordens auf deutschem Boden war Thüringen; es folgten weitere elf Balleien. 
Die Deutschordensritter nannten ihre Niederlassungen nicht Koster, Abtei oder Stift sondern Kommende oder auch Kompturei. 

Die erste befand sich in Halle. Hier gab es bereits um 1200 noch vor der Umwandlung des Ordens in einen Ritterorden ein Or-

densspital, die Deutschkommende St. Kunigunde; es wurde nach der heiliggesprochenen Gemahlin des Kaiser Heinrichs II. be-

nannt. 

 

Aus Thüringen und dem Gebiet der mittleren Elbe stammten auch viele Ordensbrüder und Geistliche, die bei der Gründung des 

Ordens zugegen waren; von hier kamen auch zahlreiche Pilger ins Heilige Land. Landgraf Hermann von Thüringen spielte um 
1198 bei der Entwicklung des Ordens eine bedeutende Rolle. Er war aber auch ein Förderer des „Kindes von Apulien“, dem 

Enkel Friedrichs I. (Barbarossa) und nachmaliger Kaiser Friedrich II. Zudem war er mit Andreas II. von Ungarn verwandt. 

 

Noch vor dem Verlust der christlichen Bastionen im Heiligen Land übernahm der Deutsche Orden nicht nur Stützpunkte zur 

Rekrutierung von Geld und Mannschaften, sondern auch neue Aufgaben fern des Heiligen Landes. Dabei konnte er sich der 

Unterstützung Kaiser Friedrichs II. (reg. 1212-1250) und der ihm besonders verbundenen Dynasten- und Ministerialenge-

schlechter erfreuen. Der Gesamtorden stand unter der Leitung des Hochmeisters, der bis 1291 im Heiligen Land residierte. 
 

Ursprünglich hatten die Hochmeister am Gründungsort des Ordens, in Akkon (Ptolomais) , residiert. Später wurde Montfort (so 

der fränkische Namen; dt. Starkeburg/Bild: Ruine Montfort/Israel, Reisemagazin) als die größte Burg des Ordens im Heiligen 

Land und als Hochmeisterresidenz ausgebaut. Nach dessen Fall im Jahre 1271 wurde erneut Akkon der Sitz des Hochmeisters 

bis auch diese Stadt 1291 an die Mamelucken fiel. Kurzfristig wurde die Ordensresidenz in Venedig eingerichtet und ab 1309 

(bis 1457) auf die Marienburg (heute Polen) verlagert. 

Fortsetzung auf S. 14 
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Fortsetzung von S. 13 

 

Der erste Hochmeister des Ordens war Heinrich Walpot von Bassenheim (offizielle Amtszeit 1198 – 5. November 1207): Aller-
dings ist in der Forschung umstritten, ob dieser ein von Bassenheim bzw. Passenheim war (https://www.rheinische-

geschichte.lvr.de/Persoenlichkeiten/heinrich-walpot/DE-2086/lido/57c83225b1ead2.52909346). In seine Amtszeit fielen die 

Schenkungen Heinrichs VI. 1197 in Sizilien und Apulien. Heinrich Walpot wurde am Nicolaifriedhof in Akkon beigesetzt. 

 

Auf Heinrich Walpot folgte Otto von Kerpen, offensichtlich einer der 40 Gründungsmitglieder des Ordens. Er stammte aus einer 

armen Ritterfamilie und residierte auf Schloß Kerpen. Als Großmeister, er bekleidete dieses Amt zwischen 1208 und 1209; Otto 

verstarb am 7. Februar 1209 in Akkon, wo er auch beigesetzt wurde. 
 

Auch wenn über seine Amtszeit wenig bekannt ist, soll er sich um die Unabhängigkeit des Deutschen Ordens von den beiden 

älteren Orden bemüht haben. Neuere Forschungen meinen: 

„In die Amtszeit Ottos von Kerpen fielen wichtige Erwerbungen des Deutschen Ordens in Europa. Sie verdeutlichen, 

dass die junge Rittergemeinschaft über die Situati-on eines städtischen Hospitals in Akkon hinaus eine bedeutende Ent-

wicklung nahm. An Erwerbungen sind der Baugrund für ein 1200 bestätigtes Hospital in Halle an der Saale, ein 1202 

geschenktes Hospital in Bozen (Tirol) sowie ein 1203 erworbenes Hospital in Friesach (Kärnten) zu nennen. Im zeitlichen 

Zusammenhang damit steht die Schenkung in (Groß-)Sonntag in der Steiermark (heute Slowenien). Es folgten Nieder-

lassungen in Wien vor 1204, in Prag vor 1206 und im damals thüringischen, heute hessischen Reichenbach 1207. Damit 

wurde für den Zuzug neuer Ordensbrüder der Weg über die Alpen mit eigenen Zwischenstationen eröffnet; zum einen 

über die Brennerstraße, zum anderen über Semmering, Drau- und Pustertal ebenfalls an die Brennerstraße anschlie-

ßend, zum dritten über Friaul nach Venedig. Gerade diese Stadt war einer der wichtigsten Einschiffungshäfen für die 

Passage ins Heilige Land, und der Orden entwickelte gute Beziehungen zu ihr“ (https://www.rheinische-

geschichte.lvr.de/Persoenlichkeiten/otto-von-kerpen/DE-2086/lido/57c9578b4cd532.22423722). 

 

In Ottos Hochmeisterschaft fällt der umstrittenste Kreuzzug, nach der Zählung, der Vierte in der Geschichte der Kreuzfahrer: 

Anstatt die Kreuzfahrer nach Jerusalem oder nach Ägypten zu segeln, leiteten im Oktober 1202 die Venezianer unter ihrem 

Dogen Enrico Dandolo den Kreuzzug um, die Kreuzfahrer nahmen zuerst Zara an der Adria ein, erstürmten und plünderten 

Konstantinopel: Es kam zur Errichtung des Lateinischen Königreichs; damit aber fiel das byzantinische Reich im Orient und auf 

dem Balkan als Ordnungsmacht aus. 
 

Auf Otto von Kerpen Otto folgte Heinrich von Tunna, genannt Bart (oder Barth). Er entstammte vermutlich aus einer wohlha-

benden Familie. 1208 unternahm er eine Pilgerreise ins Heilige Land. Um die Reise zu finanzieren, verließ er das Kloster und 

erhielt dafür zehn Silbermark. In Palästina trat er dem Orden bei und wurde noch im selben Jahr zum Hochmeister gewählt. 

Aufgrund seines raschen Aufstiegs kannten ihn nur wenige Ritter. Am 2. Juni 1209 starb er und wurde ebenfalls in Akkon beige-

setzt. 

 
Etwas unklar ist die militärische Rolle des Ordens während der Belagerung von Akkon 1190 bis zu dessen Eroberung am 12. Juli 

1191. Dagegen ist die militärische Leistung des Deutschen Ordens während der Belagerung Akkons durch die Mameluken – die 

Stadt ging am 28. Mai 1291 endgültig für die Christen verloren – erwähnenswert: Keiner der beteiligten deutschen Ordensleute 

überlebte den Ansturm der Mameluken. 

 

In den Jahren nach 1190 konnte sich der Deutsche Orden dank diverser Schenkungen und Vergaben schnell etablieren und kam 

– wie die beiden anderen Orden auch – zu einem beachtlichen Vermögen, das auch umfangreiche Ländereien umfaßte. Beson-
ders unter dem gut vernetzten vierten Hochmeister, Hermann von Salza, wurde er auch ein wichtiger politischer Faktor über 

das Heilige Land hinaus. 

 

 

Literatur 
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Temeswar in der Revolution 1989: Ende der kommunistischen Diktatur 

Schluß 

 

Am Morgen des 20. Dezember 1989 trafen auch die ein Dutzend Züge mit den von der Parteiführung beorderten Schläger-

trupps aus der Oltenia, der kleinen Walachei, in Temeswar ein. Durch das noch funktionierende Kommunikationssystem der 

Bahn waren die Demonstranten über deren Erscheinen informiert. Offenbar wurde der Teil der Schläger, der am Nordbahnhof 

ausstieg, mit der Sendung von Radio Freies Europa über Lautsprecher empfangen, und anschließend ausreichend beköstigt: Ein 

Teil der Schläger schloß sich den Demonstranten an und marschierte zum Opernplatz, ein anderer Teil trat, mit Lebensmitteln 

versorgt, die Heimreise an. 

 

Am Nachmittag wurden mit den Demonstranten, die ständig „Wir sind das Volk“ und „Nu vă fie frică Ceauşescu pică!“ (Habt 

keine Angst, Ceauşescu fällt!) und „Heute in Temeswar, morgen im ganzen Land“ riefen, Forderungen (rum. revendicări) unter 

der Akklamation der Massen aufgestellt. Zu diesen stießen am späten Nachmittag die Demonstranten, die vorher vor dem 

Kreisparteikomitee demonstriert hatten. 

 

Unter dem Jubel der Demonstranten wurde Temeswar erste freie Stadt ohne Kommunismus („primul oraş liber de comunism“) 

proklamiert. Es war dies nicht die später bekannte „Proklamation von Temeswar“! Diese wurde, nachdem es in Bukarest zu 

keinem effektiven Regimewechsel – wenn auch ohne Ceauşescu – kam, am 11. März 1990 während einer Großdemonstration 

verkündet. 

 

Dieses Manifest war „die erste gegründete politische Gruppierung, die ein politisches Programm entwirft, in dem die Forderun-

gen der Menschenmenge auf dem Platz enthalten sind“ („prima formațiune politică înființată îsi trasează un program politic în 

care se regăseau cerințele mulțimii din piața“ (https://www.youtube.com/watch?v=Tx0JrVGrhYc). 

 

Im Foyer der Oper machten sich diverse Personen (so Ioan Chiş) Gedanken darüber, wie es mit der Bewegung weitergehen soll; 

hier engagierten sich neben den genannten Chiş und Lorin Fortuna, noch Maria Trăistaru, Claudiu Jordache und Nicolae Bădi-

lescu. Bereits hier zeigte sich erneut, daß die Exponenten der Aufständischen kein wirkliches Konzept über das weitere Vorge-

hen hatten; laut weiteren Augenzeugen phantasierte man schon über Posten in einer neuen Regierung . . . 

 

Vom Ablauf des Aufstandes am 20. Dezember 1989 ergaben sich schon zwei Gruppierungen: Über die erste, die mit Premier 

Dăscălescu und dem Kreisparteivorsitzenden, Radu Bălan, im Kreisparteikomitee verhandelten (13 Personen): Ioan Savu, Cor-

neliu Vaida, Ion Marcu, Sorin Oprea, wurde schon berichtet.  

 

Die zweite Gruppierung bildete sich ad hoc nach der Besetzung der Oper: Am 20. Dezember 1989 sprach der Arbeiter Ioan Chiş 

als erster vom Balkon der Oper, das Militär war auf Befehl von General Stefan Guşă – in Absprache mit dem Verteidigungsmini-

ster Milea – vom Vorplatz kurz davor abgezogen worden, zu den etwa 100 000 Demonstranten; es folgten mehrere Personen, 

wie der Hochschullehrer Lorin Fortuna. Im Laufe des Abend gingen die Mehrzahl der Demonstranten heim; vor der Oper 

verblieben lediglich etwa 60 bis 70 unentwegte Aktivsten (Ioan Chiş in: „Roter Dezember“, Folge 7). 

 

Beide Fraktionen verfaßten jeweils ein Manifest mit ihren Forderungen, die dem jugoslawischen Konsul überreicht wurden. 

Dieser wurde auch aufgefordert, die Leitung des Aufstandes zu übernehmen, was dieser, mit dem Verweis auf seine diplomati-

sche Immunität logischerweise ablehnte. Allerdings brachte er die Forderungen der Aufständischen noch im Laufe der Nacht 

über die Grenze nach Jugoslawien. Am nächsten Morgen wurden diese vom Sender Freies Europa mit den Namen der Unter-

zeichner verlesen. 

 

Am Abend des 20. Dezember 1989 demonstrierten Tausende in mehreren Städten vorwiegend im Westen Rumäniens, in Arad, 

Lugosch, Hatzfeld, Großsanktnikolaus, Klausenburg, Hermannstadt, Kronstadt, Craiova, etc. gegen das kommunistische Regime, 

denn über die Temeswarer Ereignisse war die Bevölkerung über westliche Rundfunktender auf dem Laufenden gehalten: Die 

Ordnungskräfte schritten ein, es gab Tote und Verletzte, aber sie wurden der Massen nicht Herr. 

 

Allerdings hing der Erfolg des Aufstandes an einem seidenen Faden, denn ein entschlosseneres Vorgehen gegen die nur weni-

gen Demonstranten sowohl in Temeswar wie in Arad und andernorts in der Nacht auf den 21. Dezember 1989 hätte, wie aus 

den späteren postrevolutionären Prozessen hervorgeht, dem Aufstand ein äußerst blutiges Ende bereiten können. Das Militär 

schritt hier nicht mehr ein und die anderen Sicherungskräfte waren offenbar von den Ereignissen überfordert. Die in den näch-

sten Tagen erfolgten Terrorattacken von Teilen der Securitate forderten noch einen hohen Blutzoll, aber einige Tage nach dem 

Tod des Diktators gaben auch diese „Terroristen“ auf. 

 

Fortsetzung auf S. 16 
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Fortsetzung von S. 15 

Am 21. Dezember 1989 organisierte die kommunistische Regierung um 11 Uhr eine Jubelveranstaltung für den Diktator in der 

Hauptstadt; Die Leute jubelten nicht mehr dem Diktator zu, denn die Stimmung kippte, sie skandierten „Freiheit“ und riefen 

„Temeswar“: Die Bilder dieser letzten Massenveranstaltung gingen um die Welt. Der letzte Versuch des Diktators am 22. De-

zember 1989 um 11:40 die demonstrierende Menge vor dem Zentralbüro zu beschwichtigen scheiterte ebenfalls (Tagesschau 

22. Dezember 1989: https://www.tagesschau.de/video/video-ts-49252.html). Kurz nach 12 Uhr Diktator flüchtete der Diktator 

mit einem Hubschrauber. 

 

Ab diesem Zeitpunkt offenbarte sich, daß sich die Hauptbühne des Aufstandes von Temeswar nach Bukarest verlagert hatte: 

Was nun folgte, war ein Schmierentheater erster Güte vor laufenden Kameras und hatte mit den hehren Zielen der Temeswa-

rer Revolutionären nichts mehr zu tun. 

 

Die Deutschen in Temeswar, anfangs mit den anderen Volksgruppen in den ersten Reihen der Demonstranten, gaben sich 

schnell keinen Illusionen mehr hin und resignierten über die Wende, die der Bukarester Staatsstreich nahm. Die Mehrheit der 

Deutschen in Rumänien hatten dem Land schon seit Jahren die innere Kündigung ausgesprochen und saßen im wahrsten Sinne 

des Wortes auf gepackten Koffern: Nachdem Hans Bohn einen kurzen Überblick der Beziehungen der Deutschen in Rumänien 

zur Titularnation schildert, zieht er die Folgerung: 

„Die Stunde der Freiheit wurde für uns Schwaben zur Stunde der Entscheidung die schmerzte: es hieß für uns gehn oder 

untergehn“ (Bohn, S. 250). 

Die der Temeswarer Revolte folgenden Wochen und Monate gaben Bohn recht: Die mit äußerst harten Bandage geführten 

politischen Grabenkämpfe zwischen den Postkommunisten unter Ion Iliescu und den vermeintlichen, sich auf die historischen 

Parteien der 1930er berufenden Liberalen und Konservativen nahmen kein Ende, führten zu noch mehr wirtschaftlichem Nie-

dergang. Entsprechend wählten und wählen immer noch viele Rumänen den Weg der Emigration, was zu einer Veralterung 

der Gesellschaft führt. 

 

Ein Fazit des Temeswarer Aufstandes zieht auch Engelbrecht Boese: 

„So mag, wie es jetzt [1990] überall heißt, für die Rumänen der Zweite Weltkrieg endgültig am 22. Dezember 1989 zu 

Ende gegangen sein. Doch die »Nachkriegszeit« wird schwer werden; das deutet sich schon in den Querelen an, die es 

um die Übergangsregierung gibt. 

Sicherlich aber denken die Menschen manchmal an diese Dezemberwoche in Temeswar zurück. Was dort passiert sei, 

schreibt Frau Jinaru in ihrem Brief, habe »alle, die hier wohnen, gleich welcher Nationalität, von Demütigung und 

Schande reingewaschen«. Vielleicht erwächst daraus noch für eine Weile die Kraft zu verhindern, »daß das Blutvergie-

ßen vergeblich« war“ (Boese, S. 45f.). 

Nachdem Annemarie Podlipny-Hehn der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Lage des August 1990 nicht viel Positives 

abgewinnen kann, sieht sie einen Lichtblick: 

„Die Vereinigung Deutschlands geht mit sicheren Schritten voran. Diesem Land sind nun alle Chancen gegeben, ein 

Weltwirtschaftswunder zu vollbringen. In einer so kurzen Zeit hat sich so vieles verändert! 

Und wir? Wir sitzen in der Patsche und wissen nicht, welcher Karren uns herausziehen könnte“ (Podlipny, S. 70). 

In diesem denkwürdigen Jahr endete auch die 800 Jahre zurückliegende Besiedlung des Karpatenbogens durch die Siebenbür-

ger Sachsen und die fast 300 Jahre währende Geschichte der Sathmarer und Banater Schwaben auf dem Gebiet Rumäniens. 
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„Regen im 

Februar bringt 
flüssig Dünger 
fürs Jahr..“ 

 

Bauernregel 

HK 

Walter Seidl 

Der Berg der Liebenden 

Erlebnisse eines jungen Deutschen 

ROMAN. HERAUSGEGEBEN UND MIT EINEM NACH-

WORT VON DIETER SUDHOFF. 

Als der Prager Schriftsteller Walter Seidl 1937 mit 32 Jah-

ren starb, betrauerte man den Verlust einer »der stärksten 

Hoffnungen deutscher Dichtung in Böhmen«" und meinte, 

der Verstorbene habe sich »in seinem letzten Roman selbst 

ein Denkmal gesetzt«. Gemeint war Der Berg der Lieben-

den, den Zeitgenossen wie Max Brod – Seidls Kollege als 

Musikkritiker beim Prager Tagblatt – enthusiastisch feierten 

und der hier erstmals wiederzuentdecken ist. Der Berg der 

Liebenden ist ein Epos, das vor dem Hintergrund des Zu-

sammenbruchs der Donaumonarchie und den ersten Jah-

ren der Tschechoslo-

wakei in Böhmen und 

dann in Südfrankreich 

spielt: Kindheitsge-

schichte mit Anklän-

gen an Robert Musils 

Törleß, gewagte Lie-

besgeschichte unter 

französischem Him-

mel, moderner Ro-

man über moderne 

Musik (Janáček!), der 

nach einer grotesken 

durchzechten Nacht 

in Prager Altstadtgas-

sen endet (Bild unten: Hist. Prag/Welt der Habsburger). "Im letzten Buch, Der 

Berg der Liebenden, ist Seidl zum außerordentlichen Erzähler geworden, er hat 

den Weg zu Flaubert gefunden, dessen Madame Bovary er in einem der schön-

sten Kapitel seines Meisterromans feiert." (Max Brod, Der Prager Kreis) Der 

Berg der Liebenden ist mit einem ausführlichen Nachwort »Erinnerungen an 

einen Verschollenen« des Herausgebers Dieter Sudhoff versehen, das eine 

glänzende Einführung in Leben und Werk Walter Seidls bietet. 

Walter Seidl 

 

Geboren wurde Walter Seidl am 17.4.1905 in 

Troppau/Böhmen; er verstarb am 29.8.1937 in 

Neapel. 

Der Sohn eines Reichstagsabgeordneten sollte 

ursprünglich die Offizierslaufbahn einschlagen; 

nach dem Zusammenbruch Österreich-Ungarns 

studierte er stattdessen Musikwissenschaften an 

der Universität Grenoble und wurde Musikrefe-

rent beim Prager Tagblatt. 

Walter Seidl verfasste Romane und hatte kurzzei-

tig mit von ihm verfassten grotesken und utopi-

schen Dramen auch auf der Bühne Erfolg. 

 

Werke: 

1930: Anasthase und das Untier Richard Wagner 

(Roman) 

1930: Welt vor der Nacht (Drama) 

1930: Wirbel in der Zirbeldrüse (Komödie) 

1932: Romeo im Fegefeuer (Roman) 

1936: Der Berg der Liebenden (Roman) 


